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Wer zahlt für die Krise?
In der Pandemie werden Menschen und Wirtschaft mit
Milliardenpaketen unterstützt. Noch unklar ist, wer den
Großteil der Kosten tragen soll.

Lesen Sie diesen Artikel auch auf Russisch.

Nichts ist teurer als im falschen Moment zu sparen. Ohne Unterstützung
würden die Corona-Viren unsere Wirtschaft in die Knie zwingen:
Zunächst würde das Krankenhauspersonal krank, dann die Busfahrer, die
Lehrer, einzelne Arbeiter in der KfZ-Branche, in den Chemiewerken, auf
dem Bau, im Export, im Import, im Einzelhandel, der
Dienstleistungsbranche, im Orchester – nach und nach würden alle
Lieferketten reißen. Und das Schlimmste: Viele Leute verlören ihre
Arbeit und Familien gerieten unter noch größeren Druck.

Gigantische Rettungs- und Hilfspakete werden momentan eingesetzt,
um Menschen und Unternehmen durch die Krise zu helfen. Das wohl
wichtigste Instrument ist das Kurzarbeitergeld zur Vermeidung von
Arbeitslosigkeit und zur Rettung von Wissen und Erfahrung in den
Betrieben. Zuschüsse, Kredite, Steuerstundung, Verlustrücktrag und
Steuersenkung verhindern Insolvenzen und erhalten Arbeitsplätze. Sie
mildern den Wachstumseinbruch des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und
ermöglichen Investitionen in Digitalisierung, Innovation und den
ökologischen Umbau.

Alle diese Maßnahmen sind in der derzeitigen Lage absolut notwendig.
Aber wer bezahlt das eigentlich alles, und können wir uns das überhaupt
leisten? Zunächst nimmt der Staat Schulden auf, Staatsanleihen sind
schließlich als sichere Anlage beliebt. Es ist gut, wenn der Staat das Geld
der Bürgerinnen und Bürger nimmt und klug investiert. So ist das Geld
bei der Gemeinschaft gut und sicher angelegt. Der Staat muss lediglich
aufpassen, dass seine Schuldentragfähigkeit stets erhalten bleibt. Die
Zinsen dürfen ihn also nicht auffressen.

Deshalb ist es gut, wenn die Schulden des Staates im Verhältnis zum
Bruttoinlandsprodukt nicht zu stark anwachsen. Die Schuldenquote
sollte nach den Maastrichter Verträgen bei unter 60 Prozent liegen. In
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Deutschland war sie nach der Bankenkrise 2010 auf über 80 Prozent
angewachsen, sank dann Anfang 2020 unter die 60 Prozent-Marke und
stieg nun mit den Corona-Hilfsmaßnahmen wieder auf über 70 Prozent.

Die hervorragende Bonität Deutschlands verdanken wir unter anderem
auch der guten Arbeit von Olaf Scholz als Bundesfinanzminister, der den
permanenten Steuersenkungsforderungen der Wirtschaft nicht
nachgegeben hat, und seiner guten Haushaltsführung in den letzten
Jahren. Um die Schuldenbremse nach der Krise wieder einhalten zu
können, wurde mit dem Bundeshaushalt 2020 und der Aufnahme neuer
Schulden auch gleich ein Abbaupfad für die kommenden Jahrzehnte
beschlossen.

Erste Überlegungen gehen
in die Richtung, hohe und
sehr hohe Einkommen
stärker an den Kosten zu
beteiligen

Hier spielt der Faktor Zeit die entscheidende
Rolle. Mit den Hilfen wird nach der Krise
wieder Wirtschaftswachstum erzeugt. Damit
steigt das BIP, die Schuldenquote sinkt und die
Schulden fallen weniger ins Gewicht. Sie
werden auf lange Sicht marginalisiert und sind
später kein Problem. Mit Wachstum –
hoffentlich in Richtung Zukunftsinvestitionen
– zahlen sich die Schulden quasi selbst ab.

Die Schulden sind gut angelegt, weil sie die Wirtschaft stabilisieren und
zukunftsfähig machen. Die Alternative wäre verheerend. Denken wir
zurück an die 30er Jahre des letzten Jahrhunderts: Weltwirtschaftskrise,
Massenarbeitslosigkeit und Unternehmenssterben. Und zusätzlich käme
auch noch ein tödliches Virus hinzu.

Bisher gibt es noch keine konkreten Pläne, wie die Schuldenquote über
das Wirtschaftswachstum hinaus zusätzlich wieder gesenkt werden kann.
Dabei ist es klug abzuwarten, wer gut durch die Krise kommt und wer
sogar ein „Krisengewinnler“ ist. Wir wissen auch noch nicht, wie sich die
Corona-Krise weiterentwickeln und wie lange sie noch andauern wird.

Erste Überlegungen gehen in die Richtung, hohe und sehr hohe
Einkommen stärker an den Kosten zu beteiligen. Das ist über die
Einkommenssteuer, eine Vermögenssteuer oder eine (einmalige)
Vermögensabgabe denkbar. Das wäre auch gerecht, denn wer gut durch
die Krise kommt, sollte sich danach auch an den Gemeinschaftskosten
stärker beteiligen. In den 50er Jahren gab es zum Beispiel eine
Vermögensabgabe von 50 Prozent. Allerdings wurde sie auf 30 Jahre
gestreckt und betrug somit weniger als zwei Prozent pro Jahr. Das war
erträglich und wurde mit dem Wirtschaftswunder belohnt. Die
Wiedererhebung der Vermögenssteuer wurde übrigens schon vor der
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Coronakrise im letzten Jahr auf dem SPD-Bundesparteitag beschlossen.

Nicht nur Deutschland steht vor der Frage, wie es die Kosten seiner
Rettungs- und Hilfspakete finanzieren will. Frankreich (Schuldenquote
120 Prozent) etwa hofft, dass schon alleine durch Wirtschaftswachstum
in Folge der Hilfspakete ein Steuermehraufkommen generiert wird, das
hilft, einen Teil der Schulden zu finanzieren. Steuererhöhungen hat die
Regierung kategorisch ausgeschlossen. Im Gegenteil, es sind sogar
Steuererleichterungen als wichtiger Teil des Pakets vorgesehen.
Außerdem sollen die Staatsfinanzen effizienter strukturiert und
ausgegeben werden. Das klingt zunächst gut, wird aber
Ausgabenkürzungen an anderer Stelle bedeuten. Ob das auf Kosten des
Sozialstaats gehen wird, bleibt abzuwarten.

Nicht nur Deutschland
steht vor der Frage, wie es
die Kosten seiner
Rettungs- und Hilfspakete
finanzieren will.

Italien (Schuldenquote 160 Prozent) hingegen
baut zu großen Teilen auf Gelder aus dem EU-
Hilfspaket zur Überwindung der
Pandemiefolgen. Damit will das Land ein
umfassendes Programm von Investitionen und
Reformen durchführen. Die Mittel aus dem
eigenen Haushalt sollen besser verwendet
werden. Eine genauere Beschreibung ist hier
aber noch offen.

Die Regierung von Spanien (Schuldenquote 123 Prozent) hat die EU-
Kommission informiert, dass sie plant, die Einkommenssteuer für hohe
Einkommen anzuheben sowie digitale Dienste, nicht wiederverwendbare
Kunststoffbehälter und Finanztransaktionen zu besteuern. Außerdem ist
eine Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes auf Getränke mit Zucker und
Süßstoffzusatz im Gespräch. Die geplante Absenkung der
Unternehmenssteuer für den Mittelstand von 25 auf 23 Prozent scheint
ausgesetzt.

In Portugal (Schuldenquote 137 Prozent) plant die Regierung, ihr
Hilfsprogramm ausschließlich mit Mitteln aus dem europäischen
Hilfsprogramm zu finanzieren. Dabei ist eine Beschränkung auf
Zuschüsse vorgesehen. Mittel aus dem europäischen Darlehensprogramm
sollen nicht in Anspruch genommen werden.

Beim Blick in die USA (Schuldenquote 130 Prozent) muss man
unterscheiden, ob man die Ideen der aktuellen Noch-Regierung von
Präsident Trump oder die Pläne der zukünftigen Regierung des neuen
Präsidenten Biden betrachtet. Die Trump-Administration plant ein
Konjunkturpaket, unter anderem Schecks für Amerikanerinnen und
Amerikaner, durch Ausgabenbeschränkungen in allen Haushalten zu
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finanzieren. Das Volumen für 2021 soll 4,4 Billionen Dollar betragen.
Aufgrund des Wahlsiegs von Joe Biden wird dieses Programm sicher nur
zum Teil umgesetzt werden. Vielmehr plant die Biden-Administration
Steuererhöhungen für Spitzenverdiener mit Einkommen über 400 000
Dollar sowie eine Erhöhung der Körperschaftssteuer und das Schließen
von Steuerschlupflöchern.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die Krise zu bezahlen und sich mit
den Hilfen wieder in eine Wachstumsphase zu bringen. Dabei ist klar,
dass dies nicht auf Kosten der Schwächsten in unserer Gesellschaft
passieren darf. Steuererhöhungen für kleine und mittlere Einkommen
sowie Einsparungen im Sozialbereich sind daher keine Option. Vielmehr
müssen wir die Mittel klug investieren, so dass wir gestärkt und schnell
aus der Krise kommen und einen entscheidenden Schritt auf dem Weg
zu einem sozial-ökologischen Wandel gehen können.
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